
 

 

N i e d e r s c h r i f t 

HFA/VIII/8 
 

 
Niederschrift über die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Gemeinde Ro-
sendahl am 22.02.2011 im Sitzungszimmer des Rathauses, Osterwick, Hauptstraße 30, 
Rosendahl. 
 
Anwesend waren: 
 
Der Ausschussvorsitzende 
 
Niehues, Franz-Josef Bürgermeister    
 
Die Ausschussmitglieder 
 
Branse, Martin       
Deitert, Manuel Vertreter für Hubert Söller    
Lembeck, Guido Vertreter für Ralf Steindorf    
Meier, Frank       
Mensing, Hartwig       
Rahsing, Ewald       
Reints, Hermann       
Schubert, Franz    ab TOP 4. ö.S. 
Schulze Baek, Franz-Josef       
 
Von der Verwaltung 
 
Gottheil, Erich Allgemeiner Vertreter    
Isfort, Werner Kämmerer    
Brodkorb, Anne Stellvertretende Fachbe-

reichsleiterin 
   

Wisner-Herrmann, Sabine Schriftführerin    
 
Die Ratsmitglieder als Zuhörer 
 
Eimers, Alfred       
Espelkott, Tobias       
 
Als Gäste zu TOP 4 ö.S. 
 
Siepe, Jochen Dipl. Ing. Sicherheitstech-

nik, RINKE Unternehmens-
beratung GmbH 

   

Vahlpahl, Nils B.Sc. Sicherheitstechnik, 
RINKE Unternehmensbera-
tung GmbH 

   

Herr Elblinger Praktikant der RINKE Un-
ternehmensberatung GmbH 

   

Herr Knuhr Praktikant der RINKE Un-
ternehmensberatung GmbH 
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Es fehlten entschuldigt: 
 
Die Ausschussmitglieder 
 
Söller, Hubert       
Steindorf, Ralf       
 
 
 
 
Beginn der Sitzung: 19:00 Uhr 
 
Ende der Sitzung: 22:35 Uhr 



 
 

- 3 - 

 

T a g e s o r d n u n g 
 
Bürgermeister Niehues begrüßte die Ausschussmitglieder, die erschienenen Zuhörerinnen 
und Zuhörer, Vertreter der Freiwilligen Feuerwehr sowie Herrn Barisch von der Allgemeinen 
Zeitung Coesfeld. Als Gäste zum TOP 4 ö.S. begrüßte er die Herren Siepe und Vahlpahl als 
Mitarbeiter der Firma RINKE Unternehmensberatung GmbH sowie die Herren Elblinger und 
Knuhr als Praktikanten.  
 
Er stellte fest, dass zu dieser Sitzung mit Einladung vom 11. Februar 2011 form- und fristge-
recht eingeladen wurde und der Ausschuss beschlussfähig sei.  
 
Hiergegen erhob sich kein Widerspruch.  
 

1 Einwohner-Fragestunde gemäß § 27 Abs. 10 GeschO (1. Teil) 
 
Es wurden keine Fragen von Einwohnern gestellt.  

 

 

 
 

2 Anfragen der Ausschussmitglieder gemäß § 27 Abs. 9 GeschO 
 
Es wurden keine Anfragen von Ausschussmitgliedern gestellt.  

 

 

 
 

3 Bericht über die Durchführung der Beschlüsse aus öffentlichen Ausschuss-

sitzungen 
 
Allgemeiner Vertreter Gottheil berichtete über den Beschluss zur Erstellung eines 
Gemeindeentwicklungskonzeptes in der öffentlichen Ausschusssitzung am 11. No-
vember 2010 und erklärte, dass Bürgermeister Niehues unter dem TOP „Mitteilun-
gen“ zur aktuellen Situation berichten werde.  
 
Der Bericht wurde ohne Wortmeldungen zur Kenntnis genommen.  

 

 

 
 

4 1. Fortschreibung des Brandschutzbedarfsplanes der Gemeinde Rosendahl 

Vorlage: VIII/269 
 
Bürgermeister Niehues verwies auf die Sitzungsvorlage VIII/269. Er teilte mit, dass 
der in 2003 erstmals erstellte und beschlossene Brandschutzbedarfsplan fortge-
schrieben werden musste. Die Firma RINKE Unternehmensberatung GmbH sei mit 
der Fortschreibung beauftragt worden. Der vorgelegte Entwurf sei bereits mit den 
Vertretern der Freiwilligen Feuerwehr abgestimmt worden.  
Er bat Herrn Dipl. Ing. Siepe um Vorstellung der wesentlichen Inhalte.  
 
Herr Siepe stellte den Brandschutzbedarfsplan anhand einer Power Point Präsenta-
tion vor, wobei er die wichtigsten Punkte wie besondere Gefahrenpotentiale, Errei-
chung der Schutzziele, Personalstärken der Löschzüge bei Tag und bei Nacht, 
Standorte und Größe der Feuerwehrgerätehäuser sowie das Fahrzeugkonzept er-
läuterte. Dabei stellte er heraus, dass die Freiwillige Feuerwehr Rosendahl mit ihren 
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drei Standorten derzeit sehr gut aufgestellt sei.  
 
Ausschussmitglied Rahsing erkundigte sich anschließend, ob die Zeit bis zum Be-
ginn einer eventuell notwendigen Reanimation noch ausreichend sei, wenn die Ein-
treffzeit erhöht werde.  
 
Herr Siepe erklärte, dass dies bei Eintreffzeiten über 10 Minuten schwierig werde.  
 
Fraktionsvorsitzender Meier wies darauf hin, dass es schon seit Jahren eine Diskus-
sion über eine Zentralisierung der Löschzüge gebe und fragte, ob ausgehend von 
einer Zentralwache im Ortsteil Osterwick z.B. Randbereiche des Ortsteiles Darfeld 
in ausreichender Zeit erreicht werden könnten.  
 
Herr Siepe erläuterte anhand der Fahrzeitisochronen (S. 61 des Brandschutzbe-
darfsplanes), dass unter Berücksichtigung der Ausrückzeit und Fahrzeit die Eintreff-
zeit in den Randbereichen der Ortsteile Darfeld und Holtwick ca. 14 Minuten betra-
gen dürfte, was eindeutig zu lang sei. An den derzeitigen 3 Standorten müsse fest-
gehalten werden.  
 
Auf die Frage von Ausschussmitglied Schulze Baek ob man durch eine unterschied-
lich starke Besetzung der Standorte Personal einsparen könne, erklärte Herr Siepe, 
dass dies in der Realität schon so durchgeführt werde. Oft werde nur die erste Ein-
satzmannschaft erreicht. Tagsüber gebe es sogar teilweise Probleme mit der Be-
setzung der Fahrzeuge, da viele Feuerwehrleute auswärtige Arbeitsplätze hätten.  
 
Ausschussmitglied Schulze Baek fragte weiter, ob die Fahrzeugausstattung in den 
Ortsteilen Darfeld und Holtwick evtl. reduziert werden könne.  
 
Herr Siepe erklärte, dass die momentane Ausstattung so notwendig sei. Man könne 
bei einem Einsatz nicht unbedingt warten, bis die volle Mannschaft des jeweiligen 
Fahrzeugs erreicht sei. Später eintreffende Wehrleute müssten dann mit einem wei-
teren Fahrzeug zur Einsatzstelle fahren können.  
 
Fraktionsvorsitzender Meier fragte, ob in den Ruhrgebietsstädten andere Eintreffzei-
ten gelten, da hier die Wachen doch weiter auseinander lägen.  
 
Herr Siepe erklärte, dass die Eintreffzeit von 10 Minuten überall in NRW so etabliert 
sei. Man müsse berücksichtigen, dass in großen Städten in der Regel eine Berufs-
feuerwehr mit Dauerbesetzung zu finden sei, die jederzeit einsatzbereit sei.   
 
Ausschussmitglied Schubert fragte, ob die Rosendahler Feuerwehrfahrzeuge auch 
länger als 25 Jahre eingesetzt werden dürften, da sie sehr gut gepflegt würden und 
keine hohe Kilometerleistung erreichten.  
 
Herr Siepe teilte mit, dass die Rosendahler Fahrzeuge schon sehr lange Laufzeiten 
hätten. Bei anderen Feuerwehren sei ein Höchstalter von 20 Jahren vorgegeben, 
bei der Berufsfeuerwehr gar teilweise nur 5 Jahre. In Rosendahl befinde man sich 
bereits in einem Grenzbereich. 
 
Ausschussmitglied Deitert erkundigte sich, warum im Ortsteil Holtwick 2 Mann-
schaftstransportwagen (MTW) stationiert seien.  
 
Herr Siepe erklärte dies mit der hohen Personalstärke im Ortsteil Holtwick.  
 
Ausschussmitglied Schulze Baek fragte, wie die Nachwuchsausbildung für die Fah-
rer aussehe, die ja teilweise einen LKW-Führerschein benötigen, um die Feuerwehr-
fahrzeuge zu führen.  
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Herr Siepe erklärte, dass diese Ausbildung zur Pflichtaufgabe der Kommunen gehö-
re, was bedeute, dass ein LKW-Führerschein von der Kommune finanziert werden 
müsse.  
 
Bürgermeister Niehues verwies auf die Erläuterungen zum Fahrzeug-Soll-Konzept 
(S. 71 des Brandschutzbedarfsplanes) und fragte ob es möglich sei, nach Außer-
dienststellung des Osterwicker Einsatzleitwagens (ELW) anstelle eines neuen 
ELW1 zunächst den ELW aus Holtwick nach Osterwick zu verlegen und erst nach 
dessen Außerdienststellung einen neuen ELW 1 anzuschaffen, so wie es mit den 
Vertretern der Feuerwehr bereits besprochen wurde.  
 
Herr Siepe bestätigte dieses.  
 
Ausschussmitglied Lembeck erklärte als Feuerwehrmitglied, dass dies seiner An-
sicht nach möglich sei, wenn der Löschzug Holtwick dafür als Ersatz einen MTW 
erhalte.  
 
Bürgermeister Niehues bat Herrn Siepe, dieses in die Erläuterungen zum Fahrzeug-
konzept mit aufzunehmen. 
 
 

Der Ausschuss fasste abschließend folgenden Beschlussvorschlag für den Rat:  

 
Die in der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses am 22.02.2011 von der 
RINKE Unternehmensberatung GmbH, Wuppertal, vorgestellte Fortschreibung des 
Brandschutzbedarfsplanes der Gemeinde Rosendahl gemäß § 22 FSHG wird mit 
der sich aus der HFA-Beratung ergebenden Ergänzung des Fahrzeugkonzeptes 
beschlossen. 

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 

 
 

5 Haushaltssatzung, Haushaltsplan mit Fortschreibung des Haushaltssiche-

rungskonzeptes und Stellenplan für das Jahr 2011 

Vorlage: VIII/268 
 
Bürgermeister Niehues verwies auf die Sitzungsvorlage VIII/268: 
 
Ausschussmitglied Lembeck erklärte, dass es in der CDU einen Fraktionsbeschluss 
gegeben habe, wonach der Haushalt der Gemeinde Rosendahl für 2011 nicht am 
02. März 2011 beschlossen werden solle. Es gebe noch aktuelle Änderungsvor-

schläge, die dem zu Beginn der Sitzung verteilten CDU-Papier (Anlage I) zu ent-
nehmen seien. Man wolle mit einer späteren Verabschiedung des Haushaltes auch 
den anderen Fraktionen Gelegenheit zur Beratung und Diskussion geben. Ferner 
wolle man die Verabschiedung des Haushaltes des Kreises Coesfeld abwarten, um 
mit endgültigen Zahlen arbeiten zu können.  
 
Fraktionsvorsitzender Mensing teilte mit, dass einer Verabschiedung des Haushal-
tes von Seiten der WIR-Fraktion nichts im Wege stehe.  
 
Kämmerer Isfort erklärte, dass die vorhandene Datenlage so wie in früheren Jahren 
relativ stabil sei und in seinen Augen kein Grund für eine spätere Verabschiedung 
des Haushaltes sei. Ferner sei es nicht ungewöhnlich, dass auch während der 
Haushaltsberatungen noch Änderungen beschlossen würden. Gleichwohl könne er 
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als Grund für eine Verschiebung der Haushaltsverabschiedung die Konsensfindung 
in der politischen Willensbildung akzeptieren.  
 
Fraktionsvorsitzender Branse erklärte, dass er in der von der CDU-Fraktion vorge-
legten Änderungsliste keine gravierenden Verbesserungen erkennen könne und 
damit an dem grundsätzlichen Konzept der Steuererhöhungen festgehalten werde. 
Er sehe nicht die Bereitschaft, auch schmerzliche Einschnitte in Errungenschaften 
vorzunehmen. Für die SPD-Fraktion ergebe sich eine alternativlose Situation, da sie 
es einerseits nicht für sinnvoll halte, eine Entscheidung weiter hinauszuschieben, 
andererseits aber dem Haushalt so nicht zustimmen könne.  
 
Ausschussmitglied Deitert kritisierte, dass es nicht richtig sei, eine Zustimmung zum 
Haushalt zu verweigern, ohne selbst Verbesserungsvorschläge vorzulegen. Er er-
läuterte die von der CDU-Fraktion vorgelegten Vorschläge zu einer moderateren 
Steuererhöhung als von der Verwaltung vorgeschlagen sowie drei weitere Konsoli-
dierungsvorschläge. Er bitte den Kämmerer Isfort, die von der CDU-Fraktion ange-
stellten Überlegungen zur Gegenfinanzierung der Vorschläge, wonach zwar in den 
Jahren 2011 bis 2013 Kassenkredite aufgenommen werden müssten, im Jahr 2014 
aber auch wieder eine „schwarze Null“ stehen werde, zu überprüfen.  
Er hoffe, dass auch von den anderen Fraktionen weitere Sparvorschläge eingereicht 
würden.  
 
Fraktionsvorsitzender Branse stellte fest, dass es nicht ausreiche, im Jahr 2014 eine 
„schwarze Null“ zu schreiben. Damit werde der Haushalt der Gemeinde Rosendahl 
nicht grundlegend stabilisiert. Der Vorschlag der SPD-Fraktion im letzten Jahr,  für 
alle Produkte eine Kürzung von 5 % durchzuführen und dann erst weiter zu beraten, 
sei von der Verwaltung als undurchführbar bezeichnet worden. Seiner Ansicht nach 
führten minimale Einsparungen, wie der Ausfall des Neujahrsempfanges nicht zu 
einer Sanierung des Haushaltes. Auch das Gemeindefinanzierungsgesetz (GFG) 
sei nicht ursächlich. Gespart werden müsse in größeren Dimensionen. Von den 
Nutzern der gemeindeeigenen Gebäude und Sportanlagen müssten auch Nut-
zungsentgelte verlangt werden. Die Gemeinde Rosendahl habe sich bisher viel ge-
leistet und müsse erkennen, dass dieses langfristig nicht so weitergehen könne. 
Jetzt seien kreative Ideen gefragt, da die Lage zwar ernst, aber nicht hoffnungslos 
sei. 
 
Kämmerer Isfort entgegnete, dass in den letzten Jahren schon eine Konsolidierung 
des Haushaltes betrieben wurde, die aber nicht unbedingt nach außen sichtbar ge-
wesen sei. Die Kreisumlage sei in Millionenhöhe angestiegen und gepuffert worden, 
indem man Aufwendungen reduziert oder negative Ergebnisse geschrieben habe. 
Die jetzige Situation zeige, dass die Aufwendungen, die nicht selbst gesteuert wer-
den könnten, erdrückend würden. Diese Entwicklung zeichne sich seit Jahren ab 
und er bitte darum, diese Fakten zur Kenntnis zu nehmen.  
 
Fraktionsvorsitzender Mensing stimmte dem Fraktionsvorsitzenden Branse darin zu, 
dass die von der CDU-Fraktion vorgelegten Sparvorschläge sicher nicht ausreich-
ten, richtete aber an ihn die Frage, wo die von der SPD-Fraktion angesprochenen 
großen Sparmöglichkeiten zu finden seien.  
 
Fraktionsvorsitzender Meier erklärte, dass die FDP-Fraktion sich gut damit abfinden 
könne, die Entscheidung über den Haushalt in die Zukunft zu stellen. Sie sehe dies 
als Signal für die Landesregierung, mit dem man deutlich machen könne, dass die 
Kürzung der Schlüsselzuweisungen gravierende Folgen habe.  
 
Ausschussmitglied Schulze Baek appellierte an den Fraktionsvorsitzenden Branse, 
die von Seiten der SPD-Fraktion geforderten weiteren Sparmöglichkeiten aufzuzei-
gen.  
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Fraktionsvorsitzender Branse verwies auf die im vergangenen Jahr vorgeschlage-
nen Minimalkompromisse z.B. im Bereich der Offenen Jugendarbeit, die nicht ak-
zeptiert worden seien. Es sei erforderlich, bei den freiwilligen Leistungen zu sparen, 
wie den Zuschüssen für die Katholischen Kindergärten oder den Sportvereinen. Da-
zu habe aber bisher der Mut gefehlt.  
 
Ausschussmitglied Deitert entgegnete, dass er den Eindruck habe, dass die SPD-
Fraktion den „Kopf in den Sand stecke“. Er stellte fest, dass von den Sportvereinen 
erfolgreiche Arbeit geleistet werde und mit freiwilligen Leistungen bereits zum Spa-
ren beigetragen werde. Die Katholischen Kindergärten seien für die Gemeinde gar 
günstiger als die anderen Kindergärten, da die Zuschüsse hier geringer seien. Er 
wolle noch einmal alle Fraktionen und auch die Bürger ermutigen, über weitere 
Sparmöglichkeiten nachzudenken.  
 
Fraktionsvorsitzender Branse erklärte, dass die SPD-Fraktion die Erhöhung der 
Steuern für den falschen Weg halte und der Ansicht sei, dass nur im Bereich der 
freiwilligen Leistungen gespart werden könne.  
 
Ausschussmitglied Rahsing forderte ein Ende der polemischen Diskussionen und 
machte dabei deutlich, dass z.B. ein Einstellen der Jugendarbeit in Rosendahl spä-
ter möglicherweise viel höhere Kosten nach sich ziehe, verursacht durch spezielle 
Betreuung von auffälligen Jugendlichen.  
 
Dem stimmte Bürgermeister Niehues zu.  
 
Kämmerer Isfort erklärte, dass der Rat nach den Vorschriften der Gemeindeord-
nung verpflichtet sei, jedes Jahr eine Haushaltssatzung zu erlassen und durch die 
Aufstellung des Haushaltssicherungskonzeptes im Jahr 2014 einen ausgeglichenen 
Haushalt vorzulegen. Es sei richtig, in massivster Form gegen das geplante GFG 
2011 zu kämpfen, allerdings sei die Verweigerung des Haushaltsbeschlusses der 
falsche Weg.  
 
Fraktionsvorsitzender Meier erklärte, dass er diese Argumentation nachvollziehen 
könne. Die FDP-Fraktion habe sich lange mit dem Thema und mit Sparmöglichkei-
ten beschäftigt. Der entscheidende Punkt sei, dass die Landesregierung über 
Weihnachten Dinge verändert habe, die gravierend seien. Man befürchte daher, 
dass bei einer Verabschiedung des Haushaltes 2011 das Signal nach Düsseldorf 
gehe, „auch wenn wir den Kommunen die Zuweisungen massiv streichen, sind sie 
trotzdem in der Lage, einen geordneten Haushalt aufzustellen“. Es sei keine Dauer-
lösung, den Haushaltsbeschluss in die Zeit zu stellen, aber ein wichtiges Symbol, 
um der Landesregierung in Düsseldorf klar zu machen, dass unter diesen Umstän-
den kein seriöser Haushalt mehr dargestellt werden könne.  
 
Bürgermeister Niehues entgegnete, dass das GFG voraussichtlich erst im Juni be-
schlossen werde. Wenn man dann dagegen klage und mit dem Haushaltsbeschluss 
abwarten wolle, bis über die Klage entschieden werde, sei evtl. mit einer Zeitspanne 
von 2 Jahren zu rechnen, in der sich die Gemeinde Rosendahl dann in der vorläufi-
gen Haushaltsführung befinde. Er fragte den Fraktionsvorsitzenden Meier, ob das 
wirklich so gewünscht sei.  
 
Fraktionsvorsitzender Meier erklärte, dass es um einen einmaligen symbolischen 
Akt gehe und ihm klar sei, dass der Haushalt zu einem späteren Zeitpunkt verab-
schiedet werden müsse.  
 
Auf die Frage von Bürgermeister Niehues, wann dieser Zeitpunkt sein solle, erklärte 
Fraktionsvorsitzender Meier, dass der Haushalt nach dem Beschluss des GFG ver-
abschiedet werden könne.  
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Fraktionsvorsitzender Mensing teilte mit, dass er die Wirkung eines symbolischen 
Aktes nicht sehe. Entweder sei das GFG 2011 rechtskonform oder nicht. Dies kön-
ne man prüfen lassen. Im Fall der Rechtskonformität sei die Gemeinde verpflichtet, 
die Zahlen so in den Haushalt einzustellen, wie es vom GFG vorgesehen werde. Die 
WIR-Fraktion sehe zum Ausgleich des Haushaltes im Moment daher nur den Weg 
über Steuererhöhungen. 
 
Kämmerer Isfort appellierte an die Ausschussmitglieder, einen Haushaltsbeschluss 
zu fassen. Der Haushalt sei die Grundlage für die gemeindliche Entwicklung des 
ganzen Jahres. Der Rat fasse Beschlüsse, die durch die Verwaltung ausgeführt 
würden. Wenn kein Haushalt vorliege, könnten wichtige Entscheidungen und Maß-
nahmen nicht ausgeführt werden. Die Prüfung der Rechtmäßigkeit des GFG finde 
durch Gerichte statt und die Politik habe mit symbolischen Akten bei Gerichten si-
cher keinen Erfolg.  
 
Fraktionsvorsitzender Meier zeigte sich überzeugt davon, dass auch ein symboli-
scher Akt wahrgenommen werde.  
 
Ausschussmitglied Schulze Baek verwies noch einmal auf die eingangs von der 
CDU-Fraktion vorgebrachten Vorschläge. Dies seien zumindest Vorschläge, mit 
denen man arbeiten könne. Er fragte, ob Kämmerer Isfort diese Vorschläge prüfen 
könne.  
 
Kämmerer Isfort erklärte, dass er die von der CDU-Fraktion vorgelegten Vorschläge 
für geringere Steuererhöhungen bereits grob überprüft habe. Den sich im Jahr 2014 
ergebenden Überschuss von 200.000 € könne man zur Absenkung der geplanten 
Steuererhöhungen benutzen. Die Kreisumlage sei von Seiten der Verwaltung mit 
einer jährlichen Steigerungsrate von 3 % berechnet worden. Bei einer weiteren Kür-
zung der Schlüsselzuweisungen müsse man aber dann bereits im Jahr 2012 nach-
justieren, um den Haushaltsausgleich 2014 erreichen zu können. Neben den vorge-
schlagenen Steuererhöhungen gebe es tatsächlich nur wenige strukturelle Dinge, 
die man verändern könne und die hilfreich seien.  
 
Ausschussmitglied Reints teilte mit, dass er dem Fraktionsvorsitzenden Meier hun-
dertprozentig zustimme. Es sei wichtig, ein Zeichen zu setzen. Er bewundere durch-
aus, dass es der Verwaltung immer noch gelinge, das Geld, das der Gemeinde von 
der Landesregierung vorenthalten werde, quasi irgendwo „hervorzuzaubern“. Dies 
sei aber nicht der richtige Weg. Um das Wohl der Kommune voranzubringen, müs-
se die Verabschiedung des Haushaltes so weit wie möglich herausgezögert werden, 
um die Landesregierung zu veranlassen, das GFG zu überdenken.  
 
Bürgermeister Niehues wies auf einige Folgen hin, die bei einer Verabschiedung 
des Haushaltes erst im Juli eintreten könnten. Der defekte Kleinschlepper des Bau-
hofes könne bis zur Genehmigung des Haushaltes nicht ersetzt werden. Dadurch 
sei das Mähen der gemeindlichen Rasenflächen insbesondere auch der Spielplätze 
nur noch eingeschränkt möglich. Dies wiederum werde mit Sicherheit zu Beschwer-
den von Bürgern führen. Ferner sei die Erneuerung der Steuerung der Kläranlage 
Osterwick in diesem Jahr nicht mehr durchführbar, da eine Auftragsvergabe vor den 
Sommerferien nicht mehr zu schaffen sei. Die alten Einleitungswerte seien bis Ende 
2011 verlängert worden, weil zugesagt worden sei, die Maßnahme bis Ende des 
Jahres abzuwickeln. Ab 01.01.2012 seien deutlich verschärfte Einleitungswerte ein-
zuhalten. Sei dieses nicht möglich, weil die Kläranlagensteuerung nicht rechtzeitig 
fertig geworden sei, drohe eine deutliche Erhöhung der Abwasserabgabe.  
Ebenso lägen die Ausschreibungsunterlagen für die notwendigen Kanalsanie-
rungsmaßnahmen bereits vor. Wenn die Ausschreibung erst im Sommer oder noch 
später erfolgen würde, müsse man mit teureren Ergebnissen rechnen, weil dann 
auch andere Kommunen ausschreiben würden und die Firmen bereits ausgelastet 
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seien.  
Die rechtzeitige Fertigstellung der Fachräume in der Verbundschule und damit die 
Sicherstellung des Unterrichtes für den Realschulzweig könne ebenso nicht gewähr-
leistet werden. 
Er müsse all diese Folgen so deutlich darstellen, damit sich jeder der Anwesenden 
über sein Handeln im Klaren sei. Eine Beschlussfassung des Haushaltes im April 
2011 sei vielleicht gerade noch machbar, ohne gravierende Folgen zu verursachen.  
 
Fraktionsvorsitzender Mensing fasste zusammen, dass scheinbar die Mehrheit der 

Ausschussmitglieder den Haushalt nicht verabschieden wolle und stellte den An-

trag, die TOP 5 und 6 ö.S. abzusetzen.  
 
Kämmerer Isfort verwies eindringlich auf das Budgetrecht des Rates. Er halte es für 
extrem wichtig, für die Haushaltsführung eine Rechtsgrundlage zu haben und bat 
nochmals eindringlich darum, den Haushalt 2011 der Gemeinde Rosendahl im April 
2011 zu verabschieden.  
 
Ausschussmitglied Lembeck erklärte, dass es nicht die Absicht der CDU-Fraktion 
gewesen sei, die Dinge übermäßig hinauszuzögern. Unter Berücksichtigung der 
heute vorgelegten Vorschläge zu den Steuererhöhungen, könne er sich vorstellen, 
bereits in der nächsten HFA-Sitzung am 06. April 2011 zu einer Einigung zu kom-
men.  
 
Fraktionsvorsitzender Meier schlug vor, zunächst eine interfraktionelle Sitzung ein-
zuberufen und dort die Punkte zu diskutieren, die sich hier offenbar nicht darstellen 
ließen. Vielleicht könne man zu einem Konsens der Fraktionen kommen und im Mai 
den Haushalt mit großer Mehrheit verabschieden.  
 
Ausschussmitglied Deitert schlug vor, dass zur nächsten HFA-Sitzung jede Fraktion 
weitere Sparvorschläge einreichen solle, die man dann in der Sitzung beraten kön-
ne.  
 
Bürgermeister Niehues erklärte, dass die Vorschläge und Anträge der Fraktionen 
aber so rechtzeitig eingehen müssten, dass sie der Einladung zur nächsten Sitzung 
beigefügt werden könnten.  
 
Ausschussmitglied Schubert teilte mit, dass ihn die vorangegangene Diskussion 
nicht weiter gebracht habe und er eine Beschlussfassung über den Haushalt in der 
Ratssitzung am 02. März 2011 für möglich halte.  
 
Bürgermeister Niehues schlug vor, den Haushalt in der Ratssitzung am 02. März zu 

verabschieden und ließ darüber abstimmen:  
 
Abstimmungsergebnis:   3 Ja Stimmen 
     6 Nein Stimmen 
     1 Enthaltung 
 

Der Vorschlag war damit abgelehnt.  
 
 

Bürgermeister Niehues ließ sodann über den Antrag von Ausschussmitglied Deitert 

abstimmen, die Haushaltsberatungen in der HFA-Sitzung am 06. April 2011 fortzu-
setzen, wobei die zuvor von den Fraktionen eingereichten Sparvorschläge beraten 
werden sollen: 
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Abstimmungsergebnis:   7 Ja Stimmen 
     2 Nein Stimmen 
     1 Enthaltung 
 

Damit war dieser Antrag angenommen.  
 

 

 
 

6 Erhebung von Entgelten für die Nutzung gemeindlicher Gebäude und Einrich-

tungen im Rahmen des Haushaltssicherungskonzeptes 

Vorlage: VIII/267 
 
Bürgermeister Niehues verwies auf die Sitzungsvorlage VIII/267.  
 
Fraktionsvorsitzender Mensing verwies auf seinen Antrag unter TOP 5 ö.S., den 
TOP 6 ebenso abzusetzen.  
 
Fraktionsvorsitzender Branse wunderte sich darüber, dass der Tagesordnungs-
punkt, der in seinen Augen die Möglichkeit zu weiteren Einsparungen im Haushalt 
biete, nicht genutzt werden solle. Er habe den Eindruck, dass die Ausschussmitglie-
der nicht bereit seien, unangenehme Wege zu gehen.  
 
Auf die Frage von Bürgermeister Niehues, wie der Vorschlag der SPD-Fraktion zu 
diesem TOP aussehe, erklärte Fraktionsvorsitzender Branse, dass er zunächst um 
eine Kostenrechnung für die gemeindlichen Gebäude bitte und man dann über not-
wendige Gebühren entscheiden könne. Er gehe davon aus, dass die Bürger für eine 
Gebührenerhebung Verständnis zeigten, wenn man die entstandenen Kosten bele-
gen könne.  
 
Bürgermeister Niehues erklärte, dass eine Kostenrechnung in Ansätzen zur Verfü-
gung gestellt werden könne. Es sei allerdings schwierig, die Verursacher der Kosten 
auseinander zu halten, da sie einerseits durch den Schulbetrieb und andererseits 
durch außerschulische Nutzer verursacht würden. Man könne nicht den Vereinen 
die Gesamtkosten aufdrücken. 
 
Ausschussmitglied Reints erklärte, dass Fraktionsvorsitzender Branse doch genau 
das verlange. Er halte eine feinfühlige Schätzung mit Annäherungswerten für besser 
als nichts. Die Sitzungsvorlage der Verwaltung sage dazu nichts aus und er sei so 
nicht damit einverstanden.  
 
Ausschussmitglied Schulze Baek fragte, wie sich die Nutzung in den Grundschulen 
in Darfeld, Osterwick und Holtwick darstelle.  
 
Allgemeiner Vertreter Gottheil verwies hier auf die der Sitzungsvorlage beigefügte 
Anlage I, die genau belege, wer zu welchen Zeiten und wie häufig die jeweiligen 
Räumlichkeiten der Schulen nutze. Er erläuterte hierzu, dass die Gemeinde ver-
pflichtet sei, der Musikschule Coesfeld Räumlichkeiten für die Unterrichtsstunden 
kostenfrei zur Verfügung zu stellen. Dies tue man ebenso bei der Musikwerkstatt 
Westmünsterland, weil die dort unterrichteten Schüler wiederum keine Kosten bei 
der zu zahlenden gemeindlichen Umlage an den Musikschulverband verursachten. 
Die Sportvereine hätten sich zur Pflege des Umfeldes der Sportplätze bereit erklärt, 
ebenso wie zur teilweisen Übernahme der Betriebskosten für die Sportheime. Er sei 
der Ansicht, dass damit auch eine Grenze erreicht sei. Im Übrigen sei bei der Auf-
stellung des HSK die Belastungsgrenze der Vereine mit den vorgenommenen Maß-
nahmen festgelegt worden. Man dürfe die Sportvereine nicht „kaputt“ wirtschaften. 
Sollte dies von den Ausschussmitgliedern anders gesehen werde, bitte er um ent-
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sprechende Vorschläge.  
 
Ausschussmitglied Schulze Baek erklärte, dass man nur noch die Möglichkeit habe, 
entweder die Steuern zu erhöhen oder durch Kürzungen an anderer Stelle Einspa-
rungen zu erreichen.  
 
Ausschussmitglied Rahsing bekundete Verständnis für die Musikschulregelung, 
fragte aber wieso die OGS-Küche durch das Haus Hall aus Gescher genutzt werde.  
 
Bürgermeister Niehues erklärte, dass es sich hierbei um Veranstaltungen des Hau-
ses Hall handele, die speziell für in Rosendahl wohnhafte Behinderte angeboten 
würden.  
 
Allgemeiner Vertreter Gottheil stellte noch einmal klar, dass man natürlich eine Ent-
geltordnung schaffen könne, die aber nur mit erheblichem Verwaltungsaufwand und 
kaum gerecht durchführbar wäre. Seiner Ansicht nach würde dies einerseits zu Dis-
kussionen und Unverständnis in der Bevölkerung führen andererseits könne der 
Haushalt damit nicht gerettet werden.  
 
Ausschussmitglied Rahsing verwies auf die Stellungnahme des Kämmerers in der 
Sitzungsvorlage und bat die Ausschussmitglieder, diese zu lesen.  
 
Kämmerer Isfort erläuterte hierzu, dass es viele unterschiedliche Nutzungen der 
gemeindlichen Räumlichkeiten gebe, die aber überwiegend das öffentliche Interesse 
beträfen. Er habe eine Wertung vorgenommen, wobei er davon ausgegangen sei, 
dass das Interesse der Allgemeinheit an den Vereinen so groß sei, dass für eine 
kostenlose Überlassung der Gemeinderäumlichkeiten Verständnis aufgebracht wer-
de. Im Übrigen müsse dabei auch immer der Verwaltungsaufwand gesehen werden.  
 
 
Bürgermeister Niehues schlug vor, die Beratung über diesen TOP in der HFA-

Sitzung am 06. April 2011 fortzusetzen und ließ abschließend darüber abstimmen:  
 
Abstimmungsergebnis:   8 Ja Stimmen 
     2 Enthaltungen 
 

 

 
 

7 Mitteilungen 

 
 

7.1 Erstellung eines Gemeindeentwicklungskonzeptes 

hier: Anfragen an die Universität Münster und die Fachhochschule für Öffent-

liche Verwaltung 
 
Bürgermeister Niehues teilte mit, dass er auf seine Anfragen bezüglich einer Unter-
stützung bei der Erstellung eines Gemeindeentwicklungskonzeptes sowohl von der 
Universität Münster als auch von der Fachhochschule für Öffentliche Verwaltung 
inzwischen eine Antwort bekommen habe.  
Die Universität Münster biete ein ganztägiges Ideen-Mining, das von zwei Moderato-
ren begleitet werde, zu einem Preis von 2.500 € an. Weitere Tage würden zwar zu 
einem geringeren Preis angeboten, aber aus Kostengründen sei das für die Ge-
meinde Rosendahl nicht durchführbar.   
An der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung sei das von ihm eingereichte Pro-
jekt aus Kapazitätsgründen nicht angenommen worden. Es bestehe aber die Mög-
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lichkeit, sich im kommenden Jahr erneut zu bewerben.  

 

 

 
 

8 Einwohner-Fragestunde gemäß § 27 Abs. 10 GeschO (2. Teil) 
 
Es wurden keine Fragen von Einwohnern gestellt.  

 

 

 
 
 
 
 
 

Niehues 
Bürgermeister 

Wisner-Herrmann 
Schriftführerin 
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